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Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ee Nr, e. 


(Nr. 3081.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. November 1848., betreffend die in Bezug auf den 
chauſſeemaͤßigen Ausbau der Zweigſtraße von Boͤhmershuͤttenplatz über 
Hoheley, Langewieſe bis zur Kreisgrenze bei Neu-Aſtenberg bewilligten 
fiskaliſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Kreisſtaͤnden 
des Kreiſes Wittgenſtein den chauſſeemaͤßigen Ausbau der Zweigſtraße von 
Boͤhmershuͤttenplatz uͤber Hoheley, Langewieſe bis zur Kreisgrenze bei Neu⸗ 
Aſtenberg geſtattet und den desfallſigen Kreistagsbeſchluß vom 26. Januar 
d. J. beſtaͤtigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß die Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnung vom 11. Juni 1825. (Geſetzſammlung fuͤr 1825. Seite 152.) in Be⸗ 
treff der Entnahme von Chauſſeeneubau- und Unterhaltungsmaterialien von 
benachbarten Grundſtuͤcken, ſowie das Expropriationsrecht fuͤr die zur Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke auf die oben gedachte Straße Anwendung finden 
ſollen. Zugleich will Ich den gedachten Kreisſtaͤnden das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach dem fuͤr die Staatschauſſeen geltenden Chauſſeegeld— 
tarif vom 29. Februar 1840. verleihen. Auch ſollen die zuſaͤtzlichen Beſtim⸗ 
mungen dieſes Tarifs, ſowie alle für die Staatschauſſeen beſtehende polizeiliche 
Beſtimmungen, insbeſondere die Vorſchriften der Verordnung vom 7. Juni 
1844. über das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung von Chauſſeegeld— 
und Chauſſeepolizei-Kontraventionen auf die gedachte Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Potsdam, den 28. November 1848. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. Fuͤr den Finanzminiſter: Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, 
Kuͤhne. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 
v. Pommer-Eſche. 


An die Miniſterien des Innern, der Finanzen und fuͤr Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 
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Jahrgang 1848. (Nr. 3081— 3083.) (Nr. 3082.) 


Ausgegeben zu Berlin den 29. Dezember 1848. 
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(Nr. 3082.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 1848., betreffend die in Bezug auf den 
Bau einer Chauſſee von Lychen nach Boytzenburg bewilligten fiskaliſchen 
Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom 12. Februar v. J. den Bau einer 
Chauſſee von Lychen nach Boytzenburg genehmigt habe, beſtimme Ich auf den 
Bericht vom 25. November d. J. hierdurch, daß die Vorſchriften der Verord— 
nung vom 11. Juni 1825. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 1825. Seite 152) in Be⸗ 
treff der Entnahme von Chauſſeeneubau- und Unterhaltungsmaterialien von be⸗ 
nachbarten Grundſtuͤcken, ſo wie das Expropriationsrecht fuͤr die zur Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke auf die oben gedachte Straße Anwendung finden 
ſollen. Auch ſollen die zuſaͤtzlichen Beſtimmungen des Chauſſeegeld-Tarifs 
vom 29. Februar 1840., ſowie alle für die Staatschauſſeen beſtehende polizei— 
liche Beſtimmungen, insbeſondere die Vorſchriften der Verordnung vom 
7. Juni 1844. uͤber das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung von 
Chauſſeegeld- und Chauſſeepolizei-Kontraventionen bei der Chauſſee von Lychen 
nach Boytzenburg gleichfalls zur Anwendung kommen. Der gegenwärtige Er— 
laß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Potsdam, den 4. Dezember 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
. v. Pommer⸗-Eſche. 
An das Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3083.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 1848., die Ausdehnung der Gerichtsbar— 
keit des Handelsgerichts zu Gladbach uͤber die Gemeinde Boisheim im 
Kreiſe Kempen betreffend. 


Auf den gemeinſchaftlichen Bericht vom 25. November d. J. beſtimme Ich, 
daß die Gerichtsbarkeit des Handelsgerichts zu Gladbach ſich vom 1. Januar 
k. J. an uͤber die Gemeinde Boisheim im Kreiſe Kempen erſtrecken ſoll; mit 
dieſem Tage hoͤrt die bisherige Kompetenz des Handelsgerichts zu Crefeld hin— 
fichtlih der genannten Gemeinde auf, jedoch find die bei dieſem Gerichte zu 
jenem Zeitpunkte ſchon anhaͤngigen Rechtsſachen auch bei demſelben zu Ende 
zu bringen. Zur Ausfuͤhrung dieſer Meiner Beſtimmung, welche durch die 
Geſetzſammlung bekannt zu machen iſt, haben Sie, der Juſtizminiſter, das Wei— 
tere zu veranlaſſen. 
Potsdam, den 4. Dezember 1848. 
Friedrich Wilhelm. 
Rintelen. Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten 
v. Pommer ⸗Eſche. 
An den Staats- und Juſtizminiſter Rintelen und das Miniſterium 
fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Fr. 3084.) 
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(Nr. 3084.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kölner Stadt⸗ 
; Obligationen zum Betrage von Einer Million Thalern. Vom 4. De⸗ 
zember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Da der Oberbuͤrgermeiſter und der Gemeinderath der Stadt Coͤln darauf 
angetragen haben, zu verfchiedenen, für Rechnung der Stadt auszufuͤhrenden 
öffentlichen Arbeiten und anderen außerordentlichen Ausgaben, insbeſondere zur 
Abbuͤrdung der auf Grund Unſeres Privilegiums vom 31. Mai d. J. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 203.) aufgenommenen ſtaͤdtiſchen Anleihe von 200,000 Thalern, 
eine Anleihe mittelſt, auf den Inhaber lautender und mit Zinsſcheinen verſehe⸗ 
ner Stadtobligationen aufnehmen zu duͤrfen, ſo ertheilen Wir in Gemaͤßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zur Ausſtellung 
von auf den Inhaber lautender Coͤlner Stadtobligationen zum Betrage von 
einer Million Thalern und zwar in Scheinen zu 50 Thalern, oder zu einem 
durch 50 theilbaren Betrage, welche nach dem hier folgenden Schema auszu⸗ 

＋ ſtellen und mit vier vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen find, durch gegenwaͤrti⸗ 
ges Privilegium Unſere, landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wir⸗ 
kung, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 
zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 

Gegeben Potsdam, den 4. Dezember 1848, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. Für den Finanzminiſter: Fuͤr den Minifter für Handel, 


Kuͤhne. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 
v. Pommer-Eſche. 


(Fr. 3084.) | Schema. 
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Serie J. 
Cölner Stadt- Obligation 


der Anleihe von 


1 000 
Einer Million Thalern 


genehmigt durch Beschluss des Gemeinderathes vom 
12. November 1847. 


Ausgefertigt in Gemässheit des landesherrlichen Privilegiums vom 184 
(Gesetzsammlung für 184, St. ) 


Thaler 000 Preussisch Courant. 


Der Ober-Bürgermeister und zugleich Gemeindevorsteher der Stadt Cöln und die vom 
Gemeinderathe zur Negoziirung der Anleihe von Einer Million Thalern ernannte Kommission 
bescheinigen durch diese Schuldverschreibung, dass der Inhaber in Folge einer desfalls gesche- 
henen baaren Einzahlung an die Stadtkasse ein Kapital von 


000 Thalern Preussisch Courant. 


an die Stadt Cöln zu fordern hat. 8 

Die auf vier Prozent festgesetzten Zinsen sind am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 
fällig, und werden nur gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen Zinscoupons gezahlt. 

Zur Tilgung der ganzen Anleihe, welche nicht kündbar ist; wird von dem auf die Rea- 
lisirung derselben folgenden Jahre an gerechnet, jährlich ein halb Prozent, nebst den Zinsen 
der getilgten Obligationen, verwendet. Die zu tilgenden Obligationen werden durch das Loos 
bezeichnet und mit einem Aufgelde von zehn Prozent des Nennwerthes, also mit hundert zehn 
Prozent zurückgezalilt. 

Der Tag der Rückzahlung des ausgeloosten Theilkapitals wird binnen vierzehn Tagen 
nach geschehener Verloosung durch öffentliche Blätter bekannt gemacht. Mit Ablauf des auf 
solche Weise angekündigten Zahlungstages hört die Verzinsung des betreffenden Kapitals auf. 
Die Rückzahlung des Kapitals geschieht gegen Auslieferung des Schuldscheines und der nicht 
verfallenen Zinscoupons. In Ermangelung letzterer wird deren Werth an dem Kapitalbetrage 
eingehalten. — Für die riehtige Verzinsung und Tilgung haſtet das Gesammtvermögen und die 
Gesammteinnahme der Stadt. - 

Cöln, den 184 

Der Ober- Bürgermeister. Die gemeinderäthliche Anleihe-Kommission. 

Ausgefertigt: 


Dieser Obligation sind vorläufig die Zinscoupons für 5 Jahre beigefügt. 
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